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Der Bundesminister Bonn, den 21. Juli 1971 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

III A 1 -8964.3 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen der Freigabe der Wechselkurse auf die 
Landwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bittelmann, Struve, 
Bewerunge, Dr. Ritz, Dr. Reinhard, Ehnes, Kiechle, 
Dr. Ritgen, Dr, Früh, Susset und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

- Drucksache VI/2400 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung im allgemei- 
nen zu ergreifen, um ihre Zusage einzuhalten, daß die Freigabe 
der Wechselkurse sich nicht zu Lasten der deutschen Landwirt- 
schaft auswirkt? 

Die Bundesregierung hat sich im EWG-Ministerrat für Maßnah- 
men eingesetzt, um von der deutschen Landwirtschaft Auswir- 
kungen aufgrund der Freigabe des Wechselkurses der Deut- 
schen Mark fernzuhalten. Nach langen und zähen Verhand- 
lungen wurde die Einführung eines Grenzausgleichssystems 
beschlossen. Damit ist die Auswirkung des freigegebenen Wech- 
selkurses der Deutschen Mark auf die in Rechnungseinheiten 
festgelegt^n Agrarpreise beseitigt worden. Die Bundesregie- 
rung prüft die Lage auf den einzelnen Produktmärkten. Auf 
die Verarbeitungsprodukte, bei denen nur die Inzidenz der 
darin enthaltenen Erzeugnisse ausgeglichen wird oder auf 
Produkte, bei denen kein Ausgleich erfolgt, wird unter den 
Fragen 2 und 4 näher eingegangen. 


2. Wie gedenkt die Bundesregierung vor allem die der deutschen 
Landwirtschaft aus der Freigabe der Wechselkurse und durch 
den Grenzausgleich nicht abgedeckten Verluste bei Nicht-Markt- 
ordungswaren und solchen Marktordnungswaren, für die es 
keinen Grenzausgleich gibt, wie z. B. Kartoffeln, Obst und 
Gemüse, Hopfen usw. auszugleichen? 

Die Bundesregierung hat auf meinen Antrag beschlossen, für 
den sich in einer besonders schwierigen wirtschaftlichen Lage 
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befindlichen Bereich Obst und Gemüse 12 Millionen DM bereit- 
zustellen, um bestimmte Soziallasten in diesem Bereich zu 
übernehmen. Diese Maßnahme soll die betroffenen Betriebe 
in die Lage versetzen, etwaige Erlösminderungen aus eigener 
Kraft zu überwinden. Die Voraussetzungen dafür erscheinen 
günstig, weil der Handel mit Obst und Gemüse zwischen der 
BRD und den anderen Ländern und das Angebot aus der BRD 
zur Zeit nicht groß sind. Bei den anderen Produkten verfolgt die 
Bundesregierung die Marktentwicklung, um bei nachteiligen 
Auswirkungen geeignete Maßnahmen treffen zu können. 


3. Kann die Bundesregierung angeben, ob und inwieweit der deut- 
schen Landwirtschaft dadurch Verluste entstanden sind, daß 
beim Grenzausgleichssystem von „Interventionspreisen" und 
nicht von echten Einfuhrpreisen ausgegangen wird, und wie 
gedenkt sie die hieraus entstandenen Verluste auszugleichen? 

Der EWG-Ministerrat hat - wie bereits erwähnt ~ beschlossen, 
die Auswirkungen der Wechselkursfreigabe auf die administra- 
tiv festgelegten Preise auszuschalten. Zu diesen gehören die 
Interventionspreise, nicht aber die Einfuhrpreise, Bei den Agrar- 
waren, für die eine Marktorganisation mit Interventionspreisen 
besteht, bestimmen diese den Marktpreis. Die Differenz zwi- 
s'chen Markt- und Interventionspreis liegt zur Zeit auf den ein- 
zelnen Märkten zwischen 0 und 7,0 v. H. des Interventionsprei- 
ses, sie ist also gering. Nur von dieser geringen Differenz kön- 
nen sich theoretisch Erlöseinbußen ergeben, und zwar in Höhe 
der Abweichung des freien DM-Kurses von der offiziell fest- 
gelegten Parität. Bei der maximalen Differenz von 7,0 v. H. und 
einer Abweichung bis zu 5,5 v. H. wären das 0,039 v. H. an rech- 
nerischer Erlöseinbuße. Sie ist so gering, daß sie unter jegliche 
Fühlbarkeitsschwelle fällt. Verluste lassen sich dadurch also 
nicht beziffern. 


4. Wie gedenkt die Bundesregierung die Verluste auszugleichen, 
die dadurch entstanden sind, daß beim „Export" oder „Import" 
von landwirtschaftlichen Veredelungserzeugnissen als Berech- 
nungsgrundlage für den Grenzausgleich lediglich die „Inzidenz" 
herangezogen wird (z. B. Eier, Geflügelfleisch, Schweinefleisch]? 

Die Bundesregierung hat anerkannt, daß auch der Bereich Eier 
und Geflügel zu denjenigen gehört, die sich in einer besonders 
schwierigen wirtschaftlichen Lage befinden. Deshalb ist be- 
schlossen worden, 8 Millionen DM als Starthilfedarlehen für die 
Bildung zweier privatwirtschaftlicher Stabilisierungsfonds der 
Eier- und Geflügelwirtschaft bereitzustellen. Auch hier sollen 
die betreffenden Betriebe in die Lage versetzt werden, ihre 
Schwierigkeiten aus eigener Kraft zu lösen. Im übrigen ver- 
folgt, wie bereits erwähnt, die Bundesregierung die Lage auf 
den betroffenen Märkten, um bei auftretenden Schwierigkeiten 
geeignete Maßnahmen treffen zu können. 


Josef Ertl 
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